
 

 

POLITIK ZUM SCHUTZ DER WÜRDE DER MENSCHEN, DIE FÜR DIE UNTERNEHMEN 

DER GRUPPE ARBEITEN, UND ZUR VERHINDERUNG VON DISKRIMINIERUNG, 

BELÄSTIGUNG UND GEWALT AM ARBEITSPLATZ. 
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PRÄMISSE UND ZWECK 
 

Die Faravelli-Gruppe beabsichtigt, intern die besten Bedingungen für das Wohlbefinden zu schaffen und ein 

Arbeitsumfeld zu gewährleisten, das sich an den Grundsätzen der Gleichheit und des Schutzes der Freiheit, 

der Würde und der Unverletzlichkeit des Einzelnen orientiert. 

Da zwischenmenschliche Konflikte zum Leben gehören und auch am Arbeitsplatz auftreten, sind wir uns zwar 

bewusst , dass nicht alle mit Belästigung und Verletzung der persönlichen Integrität gleichzusetzen sind, aber 

wir sind uns auch bewusst, dass es leider vorkommen kann, dass in bestimmten Umgebungen echte Formen 

von Gewalt nicht eingedämmt werden und stattfinden können, entweder weil es auf allen Ebenen an einem 

angemessenen Bewusstsein für den Begriff der Gewalt selbst mangelt oder weil es an einem soliden Netz des 

Zuhörens, der Unterstützung und des Schutzes für das Opfer fehlt. 

Unser Ziel ist es, zu verhindern, dass ungelöste Probleme zwischen Mitarbeitenden zu einem Verhalten führen, 

das die Persönlichkeit, die Würde oder die psychophysische Integrität eines/einer oder mehrerer 

Mitarbeitenden beeinträchtigt, und dafür zu sorgen, dass das Arbeitsumfeld ein sicherer Ort ist, an dem 

jeder/jede Mitarbeitende seine/ihre Persönlichkeit frei zum Ausdruck bringen kann, ohne Angst vor 

diskriminierenden Handlungen oder Verhalten, das seine psychophysische Gesundheit gefährdet.  

Mit dieser Politik1 bekräftigt die Faravelli-Gruppe daher ihr Engagement für den Schutz der persönlichen 

Integrität ihrer Mitarbeitenden auf allen Hierarchieebenen und gibt bekannt, dass sie jede Form von Gewalt, 

Belästigung oder Diskriminierung innerhalb des Unternehmens nicht toleriert. 

Diese Politik legt die Regeln fest, die von allen Unternehmen der Gruppe angewandt werden müssen, um 

diskriminierende Handlungen zu verhindern und gleiche Bedingungen für alle Arbeitnehmenden zu 

 
1 Diese Politik bezieht sich auf die folgenden Normen: 

- Art. 2, 3, 4, 32, 35, 36 und 37 der Verfassung der Italienischen Republik;  
- Entschließung vom 29. Mai 1990 über den Schutz der Würde von Männern und Frauen am Arbeitsplatz (ABl. 

EG Nr. C/157 vom 27. Juni 1990);  
- Empfehlung 92/131/EWG der Kommission vom 27. November 1991 zum Schutz der Würde von Frauen und 

Männern am Arbeitsplatz (ABl. EG Nr. L/49 vom 24. Februar 1992), mit dem beigefügten Verhaltenskodex für 
Maßnahmen zur Bekämpfung der sexuellen Belästigung;  

- Entschließung A3-0043/94 des Europäischen Parlaments vom 11. Februar 1994 über die Bestellung eines 
Unternehmensberaters (ABl. Nr. C 61 vom 28. Februar 1994);  

- Richtlinie 2002/73/EG vom 23. September 2002 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsausbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl. EG Nr. L 269/15 vom 5. Oktober 2002);  

- Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament vom 8. November 2007 über die 
Europäische Rahmenvereinbarung über Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz;  

- Entschließung des Europäischen Parlaments vom 11. September 2018 zu Maßnahmen zur Verhinderung und 
Bekämpfung von Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz, an öffentlichen Orten und im politischen 
Leben in der EU; 

- Art. 2087, Zivilgesetzbuch (Schutz der Arbeitsbedingungen);  
- Art. 521, 527, 594, 660, Strafgesetzbuch;  
- Gesetzesdekret vom 11. April 2006, Nr. 198 (Kodex für die Chancengleichheit von Männern und Frauen, gemäß 

Artikel 6 des Gesetzes Nr. 28. November 2005. 246) - Art. 26 und 50a (ABl. Nr. 125 vom 31. Mai 2006 - 
Ordentlicher Nachtrag Nr. 133);  

- Ehrenkodex, Disziplinarmaßnahmen und Disziplinargremien; 
- CCNL Handel. 



 

 

gewährleisten, unabhängig von Alter, ethnischer Zugehörigkeit, sozialer Stellung, politischer Meinung, 

religiöser Überzeugung, Geschlecht, sexueller Orientierung, Behinderung und anderen Faktoren. 

 

ANWENDUNGSBEREICH 
 

Die vorliegende Politik wird von der Giusto Faravelli S.p.A. herausgegeben und von allen von ihr kontrollierten 

Unternehmen umgesetzt. Sie gilt unmittelbar für alle Arbeitnehmenden, die mit einem untergeordneten 

Arbeitsvertrag beschäftigt sind, unabhängig von der Art des Arbeitsverhältnisses und der übernommenen 

Funktion, sowie für die Personen, die ihre Arbeit innerhalb der Gruppe im Rahmen von Beratungs-, Vertrags- 

oder Kooperationsverträgen ausüben, egal aus welchem Grund. 

Die in dieser Politik enthaltenen Grundsätze gelten für alle Aspekte des Beschäftigungsverhältnisses (Auswahl, 

Einstellung, berufliche Entwicklung, Vergütung usw.). 

Alle Unternehmen der Gruppe haben sich verpflichtet, alle Aspekte des Beschäftigungsverhältnisses auf die 

Verdienste und die Leistung der Arbeitnehmenden zu stützen, ohne dass Faktoren wie Rasse, ethnische 

Zugehörigkeit, sexuelle Orientierung, politische Ausrichtung usw. eine Rolle spielen. Ebenso müssen alle 

Mitarbeitenden der einzelnen Unternehmen der Faravelli-Gruppe bei der Ausübung ihrer Tätigkeit dazu 

beitragen, ein Arbeitsklima zu schaffen, in dem die Achtung der Würde der einzelnen Person die Grundlage 

der zwischenmenschlichen Beziehungen bildet und in dem Diskriminierung (aus Gründen der Rasse oder der 

ethnischen Herkunft), Gewalt (physisch oder psychisch) und Belästigung (sexuell oder moralisch) als 

inakzeptabel gelten.  

Diese Regelungen sind von den Konzerngesellschaften allen Mitarbeitenden sowie neuen Mitarbeitenden zu 

Beginn des Arbeitsverhältnisses zur Kenntnis zu bringen. 

 

DEFINITIONEN 
 

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die folgenden Definitionen. 

 

„Diskriminierung“ 
Diskriminierung ist die ungleiche Behandlung einer Person oder einer Gruppe von Personen aufgrund ihrer 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kategorie.  

Die Würde eines jeden Menschen ist unantastbar, daher muss jeder Einzelne geachtet, geschützt und genauso 

behandelt werden wie andere. Der Gleichbehandlungsgrundsatz wird verletzt, wenn eine Person aufgrund 

ihrer Herkunft, ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihres Geschlechts, ihres Alters, ihrer Sprache, ihrer sozialen 

Stellung, ihrer Lebensweise, ihrer religiösen, weltanschaulichen oder politischen Überzeugung oder ihrer 

körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung ungerechtfertigt anders behandelt wird als eine 

andere Person in einer ähnlichen Situation und ein solches Verhalten zu einer Diskreditierung und 

Ausgrenzung führt.  

Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung, 

einer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung in einer vergleichbaren Situation weniger 



 

 

günstig behandelt wird, als eine andere Person behandelt wird, behandelt wurde oder behandelt werden 

würde. 

Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine scheinbar neutrale Bestimmung, ein Kriterium, eine 

Praxis, eine Handlung, eine Vereinbarung oder ein Verhalten Personen, die sich zu einer bestimmten Religion 

oder einer anderen Weltanschauung bekennen, Menschen mit Behinderungen, Menschen eines bestimmten 

Alters oder einer bestimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber anderen Personen besonders benachteiligen 

kann. 

 

„Psychische Gewalt“ 
Psychische Gewalt ist eine Form des psychischen Terrors, der am Arbeitsplatz durch wiederholtes aggressives 

und schikanöses Verhalten von Kollegen und/oder Vorgesetzten ausgeübt wird. 

Es handelt sich also um eine Handlung oder eine Reihe von Handlungen, die im Laufe der Zeit von einem oder 

mehreren Tätern wiederholt werden, um jemandem systematisch und mit einem bestimmten Ziel zu schaden. 

Das Opfer wird absichtlich mit Strategien angegriffen, die auf seine psychologische, soziale und berufliche 

Entfremdung abzielen. Dies führt häufig zu einer Ausdünnung der sozialen Beziehungen des Opfers, das in die 

Isolation und Ausgrenzung gedrängt wird. 

Als psychische Gewalt gilt insbesondere ein schädigendes oder als solches zu bezeichnendes Verhalten, das 

auch in Anwesenheit von Dritten ausgeübt wird: 

• des Ansehens der Person, wie Beleidigungen, Einschüchterungen, Beschimpfungen, Verleumdungen, 

Beleidigungen, Aggressionen, Verspottung, Verbreitung vertraulicher Informationen, Unterstellungen 

über physische oder psychische Probleme der Person und/oder ihrer Familienangehörigen, 

Herabsetzung oder Unterwerfung;  

• der Professionalität des Arbeitnehmenden, wie z. B. Kündigungsdrohungen, unmotivierte 

Versetzungen, Beeinträchtigung der Karriereaussichten, ungerechtfertigte Entfernung von bereits 

übertragenen Aufgaben, Zuweisung unangemessener Aufgaben, Zuweisung unangemessener oder 

unmöglicher oder offenkundig nutzloser Aufgaben, systematische Abwertung von Ergebnissen, 

Behinderung der Arbeit, ungerechtfertigter Entzug von Arbeitsmitteln, ungerechtfertigter Ausschluss 

von Projekten, Anforderung von Überstunden, die nicht durch die Erfordernisse der 

Arbeitstätigkeiten, Entleerung der zugewiesenen Aufgaben, fehlende oder ungerechtfertigte 

Vorenthaltung von Arbeitsmitteln, ungerechtfertigter Ausschluss von Projekten, Forderung von 

Überstunden, die nicht durch die Erfordernisse des Dienstes gerechtfertigt sind, übermäßige Kontrolle 

der Arbeit, wiederholte und ungerechtfertigte Tadel, ungerechtfertigte Verweigerung von Urlaub oder 

Freistellung usw.; ...;  

• Behinderung der beruflichen Entwicklung, Versuche der Ausgrenzung oder Isolierung, unmotivierter 

Wechsel von Aufgaben oder Kollegen mit dem alleinigen Ziel der Verfolgung, Einschränkung der 

Meinungs- oder Kommunikationsfreiheit, willkürliche Entfernung vom Arbeitsplatz, Ausschluss von 

Betriebsfeiern oder Arbeitsessen usw.  

 

„Belästigung“ 
Laut der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz bestehen 

«Belästigungen in einem wiederholten und unangemessenen Verhalten, das sich gegen einen 

Arbeitnehmenden oder eine Gruppe von Arbeitnehmenden richtet und darauf abzielt, die belästigte Person 

zu belästigen, zu demütigen, einzuschüchtern oder zu bedrohen. Belästigungen können sowohl verbale als 

auch körperliche Aggressionen umfassen, aber auch subtilere Handlungen wie soziale Isolation. Gegenstand 



 

 

der Belästigung können die Würde einer Person, ihre beruflichen Fähigkeiten, ihr Privatleben, ihre 

körperlichen Merkmale, ihre Rasse, ihr Geschlecht oder ihre sexuelle Ausrichtung sein.»  

 

„Mobbing“ 
Der Begriff Mobbing beschreibt eine Reihe von feindseligen Handlungen über einen längeren Zeitraum, die 

systematisch am Arbeitsplatz vorgenommen werden, um eine Person psychologisch und sozial zu zerstören, 

mit dem Ziel, sie von ihrem Arbeitsplatz zu verdrängen. 

 

„Sexuelle Belästigung“ 
Der Begriff "sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz" bezieht sich auf jegliches Verhalten sexueller Natur oder 

aufgrund der Geschlechtszugehörigkeit, das für eine der Parteien unerwünscht ist und die Person in ihrer 

Würde verletzt. 

Sexuelle Belästigung umfasst unter anderem Folgendes:  

• explizite oder implizite Aufforderungen zu sexuellen Handlungen, aufreizende oder anrüchige Gesten 

oder Augenzwinkern sexueller Natur, unerwünschter oder belästigender freiwilliger Körperkontakt, 

verbale Wertschätzung des Aussehens oder anatomischer Körperteile;  

• jede implizite oder explizite Zusage oder Handlung im Anschluss an die Verweigerung sexueller 

Dienste, wie Drohungen, Vergeltungsmaßnahmen, Ausgrenzung usw., welche die Begründung, 

Durchführung oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses beeinflussen können;  

• Anspielungen oder Kommentare zur Sexualität oder sexuellen Ausrichtung, die Schaden verursachen 

oder beleidigend sind; 

• das Anbringen oder Anzeigen von pornografischem Material sexueller Natur oder von Material, das 

die Würde von Personen verletzt, in den Räumlichkeiten, in denen die Arbeit verrichtet wird, auch in 

Form eines Bildschirmschoners auf einem Personalcomputer;  

• verunglimpfende und beleidigende Schriften, mündliche Äußerungen, E-Mail-Nachrichten, 

Telefonnachrichten usw., die sich auf das Geschlecht oder die Vielfalt der Sexualität beziehen oder als 

solche gelten. Die sexuelle Belästigung durch Personen, die ihre Machtposition ausnutzen, wird 

verschärft, wenn sie mit Drohungen oder Erpressung in Bezug auf den Beschäftigungsstatus 

einhergeht. 

 

„Beschäftigungsstalking“ 
Unter beruflichem Stalking versteht man die Verfolgung einer Person im Arbeitsumfeld, wobei die 

verfolgende Person (Stalker) sogar so weit geht, dass sie aus Gründen, die sich aus dem Arbeitsverhältnis 

ergeben, die täglichen Lebensgewohnheiten des Opfers beeinträchtigt. Es ist eine zusätzliche Strategie zum 

Mobbing, um das Opfer zur Kündigung zu zwingen oder es davon abzuhalten, ein Recht geltend zu machen. 

Berufliches Stalking äußert sich durch einen wiederholten Angriff psychologischer Gewalt mit Hilfe von 

Abmahnungen, Disziplinarbriefen, die auch während der Zeit, in welcher der Arbeitnehmer nicht im Dienst 

ist, an Feiertagen, abends oder nachts, per E-Mail, pec, whatsapp, oder sogar durch die Versendung von 

Drohbriefen, in denen Beschwerden und Disziplinarverfahren gegen das Opfer befürchtet werden, um es zu 

verärgern, in Angst und Schrecken zu versetzen, seine familiäre Ruhe und sein Privatleben zu stören, bis hin 

zu dem Punkt, dass es gezwungen wird, den Arbeitsplatz zu verlassen oder von ihm fernzubleiben. 

 



 

 

VON DEN KONZERNGESELLSCHAFTEN VERLANGTE MASSNAHMEN 
 

Um die Würde und das Wohlergehen ihrer Arbeitnehmenden zu schützen, verpflichten sich alle Unternehmen 

der Gruppe, dafür zu sorgen, dass das gesamte Personal am Arbeitsplatz:  

• die Rechte, die Würde und den Wert der anderen achtet;  

• die Umsetzung der Chancengleichheit und der Nichtdiskriminierung in vollem Umfang 

gewährleistet;  

• ihre eigene Gesundheit und Sicherheit sowie die anderer Personen schützt;  

• andere wie sich selbst behandelt;  

• ein möglichst harmonisches Arbeitsumfeld schafft und erhält, das nicht einschüchternd, 

feindselig, erniedrigend, demütigend oder beleidigend ist;  

• Unvoreingenommenheit gegenüber den Menschen zeigt, um sicherzustellen, dass alle fair und 

gleich behandelt werden;  

• die Personen unterstützt, die behaupten, diskriminiert oder belästigt worden zu sein, und sensibel 

für die Wahrnehmung der Situation sind, indem sie sie auffordern, den Fall zu melden;  

• jede Belästigung oder Diskriminierung meldet, von der sie Kenntnis erhalten;  

• die erhaltenen Informationen streng vertraulich zu behandelt. 

Alle Unternehmen der Gruppe stellen außerdem sicher, dass jeder/jede Mitarbeitende folgendes unterlässt:  

• Belästigung in jeglicher Form (Einschüchterung, Mobbing, Missbrauch, Beleidigung, Ausgrenzung, 

Stalking und jegliche Form von Diskriminierung oder diskriminierendes Verhalten);  

• andere dazu zu verleiten, unter Druck zu setzen oder zu überreden, zu diskriminieren oder zu 

belästigen, oder auch nur eine diskriminierende oder belästigende Handlung anzunehmen;  

• Mitarbeitende zu verfolgen, die sich über eine Diskriminierung oder Belästigung beschwert haben 

oder die in einem Fall von Diskriminierung oder Belästigung rechtliche Schritte eingeleitet oder 

eine Zeugenaussage oder Informationen geliefert haben;  

• sich an Gerüchten über angebliche oder tatsächliche Belästigungen oder Diskriminierungen zu 

beteiligen und/oder diese zu fördern. 

 

DISZIPLINARISCHE VERANTWORTUNG 
Gewalt, Belästigung und Diskriminierung verstoßen gegen die Gesetze und Vorschriften über die Würde, den 

Gesundheitsschutz und die Gleichbehandlung von Männern und Frauen. Daher wird jede Belästigung, Gewalt 

oder Diskriminierung, ob direkt oder indirekt, aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit, des religiösen 

Bekenntnisses, der persönlichen, politischen oder gewerkschaftlichen Überzeugung, des Alters, des 

Geschlechts oder einer Behinderung von keinem Unternehmen der Gruppe geduldet und wird disziplinarisch 

geahndet.  

Ebenso verwerflich und strafbar ist die nachlässige Haltung derjenigen, die Fälle von Belästigung sehen oder 

davon wissen und sie nicht melden. 

 

ORGANE 
Um die wirksame Anwendung dieser Politik zu gewährleisten und Wege zum Schutz des Rechts auf 
Chancengleichheit, zur Förderung des Wohlbefindens der Beschäftigten und zur Bekämpfung von 
Diskriminierung, Belästigung, sexueller Belästigung, Mobbing und berufsbedingtem Stalking zu schaffen, legt 



 

 

die Gruppe die in den folgenden Absätzen genannten Bezugspersonen und Strukturen fest, um in Situationen 
von beruflichem Unbehagen, 
Diskriminierung, Konflikte, Unbehagen und Belästigung einzugreifen, um eine Lösung zu finden. 

 

Vertrauensberater/in 
Bei der Muttergesellschaft Giusto Faravelli S.p.A. wird die Position des/der Vertrauensberater/in eingerichtet, 

nachfolgend „Vertrauensberater“ genannt. Der Berater wird im Rahmen der von dieser Politik abgedeckten 

Angelegenheiten tätig und bietet den Mitarbeitenden der einzelnen Unternehmen der Gruppe Unterstützung 

und Hilfe an, auch in Bezug auf die zu treffenden Maßnahmen.  

Der Vertrauensberater sammelt Anfragen und Berichte und arrangiert persönliche Termine mit folgenden 

Zielsetzungen: 

- qualifiziertes Zuhören; 

- Vorschlag für die angemessenste Behandlung von Beschwerden; 

- Beratung und Unterstützung für alle Mitarbeitenden des Unternehmens, die von arbeitsbedingten 

psychischen Problemen betroffen sind; 

- Beratung der Organe und Organisationsstrukturen der einzelnen Unternehmen der Gruppe, um eine 

bessere Lösung für die Unannehmlichkeiten zu finden. 

Der Berater ist die Kontaktperson, an die sich jeder/jede Arbeitnehmende wenden kann, wenn er/sie 

Belästigung, sexueller Belästigung, Diskriminierung, Mobbing und Stalking oder Handlungen ausgesetzt ist, die 

in irgendeiner Weise die persönliche Würde und Freiheit am Arbeitsplatz beeinträchtigen, um Rat und 

Unterstützung bei der Lösung der unangenehmen Situation zu erhalten. 

Der Berater erleichtert auch die zwischenmenschlichen und beruflichen Beziehungen und prüft, ob das 

gemeldete Verhalten vorliegt.  

Der Berater übt seine Funktionen in voller Autonomie aus. 

Dem Berater werden unter Wahrung der Vertraulichkeit die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 

Mittel zur Verfügung gestellt. Die Unternehmen der Gruppe verpflichten sich, die Inanspruchnahme des 

Vertrauensberaters durch keine interessierte Partei zu behindern und mögliche Vergeltungsmaßnahmen auch 

gegen mögliche Zeugen zu verhindern.  

Der Vertrauensberater kann die Gesellschaft um die Mitarbeit externer Experten bitten. 

Der Vertrauensberater arbeitet mit der Geschäftsleitung bei der Förderung von Schulungs-, Informations- und 

Sensibilisierungsinitiativen in diesem Bereich zusammen.  

Der Vertrauensberater nimmt die ihm im Rahmen des informellen und formellen Meldeverfahrens 

zugewiesenen Aufgaben wahr. 

Der Vertrauensberater erstattet der Geschäftsführung von Giusto Faravelli S.p.A. jährlich Bericht über seine 

Tätigkeit und die von ihm bearbeiteten Fälle. 

Der Vertrauensberater kann bei schwerwiegenden Verstößen, Unterlassungen, Verzögerungen oder 

Verletzungen der Verpflichtungen zur Unparteilichkeit, Fairness und Vertraulichkeit bei der Erfüllung seiner 

Aufgaben durch begründete Anordnung der Geschäftsführung der Giusto Faravelli S.p.A. entlassen werden. 

 



 

 

Identifizierungsmethode und Anforderungen an den Vertrauensberater 
Der Vertrauensberater wird durch Auswahl auf der Grundlage von Qualifikationen und 

Vorstellungsgesprächen aus einem Kreis von Personen ausgewählt, die über unzweifelhafte Fähigkeiten, 

Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Vertraulichkeit verfügen:  

- Vorrang für fest angestellte Mitarbeitende in den Unternehmen der Gruppe;  

- unter den externen Beratern, sofern sie nachweislich über frühere Erfahrungen in der Rolle des Leiters 

des Listening Point/Beraters und über berufliche Anforderungen verfügen;  

Alle Bewerber/innen müssen einen Hochschulabschluss im Bereich der Sozialarbeit, der Psychologie oder des 

Arbeitsrechts vorweisen sowie nachweislich über Fachwissen, Erfahrung und Fähigkeiten in diesem Bereich 

verfügen.  

Der Vertrauensberater wird vom Verwaltungsrat der Giusto Faravelli S.p.A. ernannt und hat eine Amtszeit von 

drei Jahren, die nach dem gleichen Verfahren wie oben verlängert werden kann. Er kann vor Ablauf der 

Amtszeit nur ersetzt werden, wenn berechtigte Gründe (einschließlich der Nichterfüllung der Anforderungen) 

vorliegen, die der Fortsetzung des Mandats entgegenstehen.  

Im Falle des Rücktritts, des Ausscheidens oder bei Vorliegen von Gründen, die eine Fortsetzung der Tätigkeit 

nicht zulassen, oder im Falle des Verlustes der erforderlichen Voraussetzungen des Vertrauensberaters wird 

innerhalb von höchstens 30 Tagen nach Beendigung des Amtes eine Neuwahl durchgeführt. 

Der Vertrauensberater übt seine Tätigkeit unabhängig und während der Arbeitszeit in den von der jeweiligen 

Gruppengesellschaft zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten aus, die ihm auch die für die Ausübung seiner 

Tätigkeit erforderliche Unterstützung gewährt. Die Tätigkeit des Vertrauensberaters muss als Teil der 

Arbeitsbelastung der benannten Person betrachtet werden. Sofern der Tarifvertrag für die dezentrale 

Verwaltung nichts anderes vorsieht, ist für die Stelle keine zusätzliche Vergütung vorgesehen.  

 

Kollegium für den Umgang mit Fällen von Diskriminierung, Belästigung und Mobbing 
 

Das Kollegium für die Behandlung von Fällen von Diskriminierung, Belästigung und Mobbing, nachstehend "das 

Kollegium" genannt, besteht aus: 

a. dem/der Vorsitzenden des Verwaltungsrats der Giusto Faravelli S.p.A. oder seines/ihres Beauftragten, 

der den Vorsitz führt;  

b. dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats des Unternehmens der Gruppe, dem der/die Arbeitnehmende 

angehört, wenn es sich nicht um die Giusto Faravelli S.p.A. handelt;  

c. dem Vertrauensberater, der als Sekretär fungiert; 

d. dem/die Leiter/in der Personalverwaltung von Giusto Faravelli S.p.A. oder seinem/ihrem 

Beauftragten;  

e. dem/der Abteilungsleiter/in, dem/der der betreffende Mitarbeitende zugewiesen ist, oder 

seinem/ihrem Beauftragter;  

f. einem/eine nationale/n Gewerkschaftsvertreter/in oder einem Vertreter des einheitlichen 

Gewerkschaftsvertreters (RSU), der von dem/der Arbeitnehmenden gewählt wird;  

g. dem/der für den Arbeitsplatz zuständige/n Arzt/Ärztin; 

h. dem/der Leiter/in des Dienstes Prävention und Schutz. 

Die Mitglieder dürfen nicht persönlich in den Fall verwickelt sein, auch nicht im Hinblick auf das Bestehen 

verwandtschaftlicher Beziehungen bis zum vierten Grad oder zum Ehegatten oder Lebenspartner sowohl der 



 

 

mutmaßlich verantwortlichen Person als auch der mutmaßlich dem rechtswidrigen Verhalten unterworfenen 

Person.  

 

VERFAHREN FÜR DEN UMGANG MIT MELDUNGEN ÜBER 

DISKRIMINIERUNG UND/ODER GEWALT ODER BELÄSTIGUNG (SEXUELLER 

ODER MORALISCHER ART). 
 

Das folgende Verfahren zur Meldung von Fehlverhalten gilt für jedes Unternehmen der Gruppe.  

 

Meldeverfahren 
Ein/eine Arbeitnehmende, der/die der Auffassung ist, dass er/sie Opfer von Handlungen oder 

Verhaltensweisen geworden ist, die den Tatbestand der Diskriminierung, der Belästigung oder des Mobbings 

im Sinne dieses Kodex erfüllen, kann unbeschadet anderer Formen des gerichtlichen Rechtsschutzes und der 

darin vorgesehenen Formen des Schutzes das in den folgenden Artikeln genannte formlose Verfahren oder 

förmliche Verfahren in Anspruch nehmen.  

Ein Höchstmaß an Vertraulichkeit der Daten und Schutz vor Vergeltungsmaßnahmen ist stets gewährleistet.  

Jedes Unternehmen der Gruppe stellt sicher, dass keine Form der direkten oder indirekten Vergeltung gegen 

Personen, die einen Fall von Diskriminierung, Belästigung und/oder Mobbing melden, einschließlich Dritter 

oder Zeugen, zulässig ist.  

 

Bewertung von Verstößen und Verfahren 
Unbeschadet des zivil- und strafrechtlichen Schutzes innerhalb der vorgeschriebenen Fristen kann sich 

jeder/jede, der/die Mobbing, psychischer Gewalt, Belästigung, sexueller Belästigung und/oder Diskriminierung 

ausgesetzt ist, unverzüglich an den Vertrauensberater wenden, um die Situation des Unbehagens durch die 

Aktivierung des informellen oder formellen Verfahrens zu lösen. Beide Verfahren werden von einem 

Vertrauensberater verwaltet, der bei der Gesellschaft Giusto Faravelli S.p.A. angesiedelt ist. 

Der Vertrauensberater muss unverzüglich die entsprechenden Maßnahmen ergreifen und das Verfahren 

spätestens 30 Tage nach Kenntnisnahme des Sachverhalts einleiten. 

Während des gesamten Prozesses, ob formell oder informell, ist absolute Vertraulichkeit gewährleistet und 

garantiert.  

Eine Person, die der Belästigung, der sexuellen Belästigung, der Diskriminierung, des Mobbings und des 

Stalkings beschuldigt wird, hat das Recht, gemäß den Vorschriften für Disziplinarverfahren unterstützt zu 

werden.  

 

Informelles Verfahren 
Ist der/die Arbeitnehmende der Ansicht, dass er/sie Gegenstand von Handlungen oder Verhaltensweisen ist, 

die den Tatbestand der Diskriminierung, der Belästigung und des Mobbings im Sinne dieser Politik erfüllen, 

kann er/sie sich an den Vertrauensberater wenden, um die Situation zu analysieren, die Beschwerden zu 

beseitigen und ein ruhiges Arbeitsumfeld wiederherzustellen. Ein/eine Arbeitnehmende, der/die das 



 

 

informelle Verfahren in Anspruch nehmen möchte, kann sein/ihr Ersuchen mündlich oder schriftlich an den 

Vertrauensberater richten, ebenfalls über den Kanal „Inklusion“, wobei er/sie in diesem Fall angeben muss, 

dass es sich um eine „informelle Meldung“ handelt. Berichte, die über den „Inklusion“-Kanal gesendet werden, 

werden ausschließlich vom Vertrauensberater eingesehen, und dem Bericht wird ein eindeutiger 

Identifikationscode zugewiesen, der es ermöglicht, den Status der Anzeige anzuzeigen und den 

Vertrauensberater zu kontaktieren.  

Der Vertrauensberater, der die Anzeige erhalten hat: 

- beschafft auf vertraulicher Basis die für die Erstellung einer Voruntersuchung erforderlichen Elemente 

und Informationen;  

- prüft den Fall und erteilt der betroffenen Person alle nützlichen Informationen über die möglichen 

Formen des Schutzes, einschließlich des gerichtlichen Schutzes, die das Gesetz vorsieht, je nach der 

Schwere des Sachverhalts;  

- hat festgestellt, dass die Ausschreibung nicht offensichtlich unbegründet ist, vorbehaltlich der 

Zustimmung der betroffenen Person:  

o ergreift jede sinnvolle Initiative zur Lösung des Problems;  

o holt, sofern dies für notwendig erachtet wird, die Meinung des/der zuständigen Arztes/Ärztin 

ein und bedient sich der Professionalität interner Mitarbeitenden oder von Einrichtungen, mit 

denen das Unternehmen diesbezüglich Vereinbarungen getroffen hat;  

o hört die Beteiligten an und beurteilt mit ihrem Einverständnis die Angemessenheit einer 

direkten Konfrontation in seiner Anwesenheit;  

o lädt gegebenenfalls den mutmaßlichen Urheber des belästigenden Verhaltens zu einem 

Gespräch ein und nimmt erforderlichenfalls Zeugenaussagen auf, gewährt Zugang zu 

Verwaltungsunterlagen, organisiert ein Treffen zwischen der geschädigten Partei und dem 

mutmaßlichen Urheber, um eine Lösung des Falles zu erreichen. 

Im Verlauf des Gesprächs weist der Vertrauensberater die Beteiligten darauf hin, dass der Geschädigte bei 

Fortdauer des unerwünschten Verhaltens die Einleitung des im folgenden Artikel vorgesehenen förmlichen 

Verfahrens beantragen kann. 

Der Vertrauensberater fertigt über diese Sitzung ein Protokoll an, das auch von den Parteien zu unterzeichnen 

ist, die eine Kopie davon erhalten. Das Original wird an die Geschäftsführung weitergeleitet, die für die in 

dieser Politik genannten Verfahren zuständig ist. Am Ende des Verfahrens, das innerhalb von 30 Tagen ab dem 

Datum des schriftlichen Antrags abzuschließen ist, teilt die Vertrauensperson den beteiligten Parteien 

schriftlich ihre Schlussfolgerungen mit und schlägt die besten Maßnahmen zur Lösung des Falles vor. 

Bleibt das informelle Verfahren erfolglos oder ist es nicht durchführbar, informiert der Vertrauensberater die 

betroffene Person über die weiteren Möglichkeiten, die beste Lösung für den Fall zu finden.  

Die Geschäftsleitung von Giusto Faravelli S.p.A. stellt dem Vertrauensberater alle für seine Tätigkeit 

erforderlichen Mittel zur Verfügung und arbeitet mit ihm zusammen.  

Wenn die informelle Meldung über den Inklusionskanal übermittelt wird, erfolgt die Kommunikation des 

Vertrauensberaters mit dem Meldenden über diesen Kanal. 

Der/die Betroffene kann jederzeit schriftlich auf das eingeleitete Verfahren verzichten oder die Einleitung 

eines förmlichen Verfahrens beantragen. 

 



 

 

Formales Verfahren 
Hält die Person, die einem die Würde verletzenden Verhalten ausgesetzt ist, das Fälle von Diskriminierung, 

Belästigung, Gewalt oder Mobbing einschließt, die Bemühungen um eine informelle Lösung des Falles für 

unwirksam oder hält das unerwünschte Verhalten nach einer solchen Intervention an, kann sie das förmliche 

Verfahren einleiten. 

Der/die Mitarbeitende, der/die das förmliche Verfahren in Anspruch nehmen will, stellt einen Antrag auf 

Einschaltung des Vertrauensberaters. Der Antrag muss mittel einer Mitteilung über den Kanal „Inklusion“ 

eingereicht werden, wobei in diesem Fall anzugeben ist, dass es sich um einen „Formal Report“ handelt. Der 

Kanal stellt eine Empfangsbestätigung aus, die das Datum und den eindeutigen Meldecode enthält, über den 

der/die Meldende den Fortschritt der Meldung überprüfen und mit dem Vertrauensberater interagieren kann.  

Berichte, die über den „Inklusions“-Kanal eingehen, werden vom Vertrauensberater entgegengenommen und 

an die die Geschäftsführung übergibt, welche die Akten an das Kollegium, unbeschadet jeder anderen Form 

des Rechtsschutzes weiterleitet. 

In Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Gleichstellungsgesetzes (Gesetzesverordnung Nr. 198/2006) 

ergreift die Geschäftsleitung von Giusto Faravelli S.p.A, wenn sie es im Rahmen des Disziplinarverfahrens für 

angebracht hält, nach Anhörung der Person, die sich als Opfer von Mobbing und/oder Belästigung und/oder 

Diskriminierung sieht, die organisatorischen Maßnahmen und alle nützlichen Interventionen zu ergreifen, die 

von den geltenden gesetzlichen, vertraglichen und reglementarischen Bestimmungen vorgesehen sind und 

von Zeit zu Zeit als nützlich erachtet werden, um das schädigende Verhalten sofort zu beenden und den Fall 

zu lösen, um ein ruhiges Arbeitsumfeld wiederherzustellen. 

Jede Initiative muss unverzüglich ergriffen werden, und das förmliche Verfahren muss innerhalb von 60 Tagen 

nach Einreichung des Antrags abgeschlossen werden. Der/die Geschädigte kann die Ausschreibung jederzeit 

während des Verfahrens durch einen schriftlichen Antrag zurückziehen. 

 

Förmliches Verfahren vor dem Kollegium 
Das Kollegium tritt nach Einberufung durch den Sekretär innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt des Berichts 

zusammen. 

Nachdem das Kollegium in seiner ersten Sitzung die ordnungsgemäße Zusammensetzung des Kollegiums 

festgestellt hat, nimmt es eine erste Prüfung des Antrags vor. 

Das Kollegium prüft die Begründetheit des Antrags und die von der betreffenden Person eingereichten 

Unterlagen und beauftragt, falls es den Antrag für zulässig hält, den Vertrauensberater mit der Durchführung 

der entsprechenden Untersuchung. 

Am Ende der Voruntersuchungsphase wertet der Ausschuss die vom Vertrauensberater gesammelten 

Informationen und Unterlagen zu dem zu prüfenden Fall aus, führt die Anhörung der Parteien durch und geht, 

wenn er es für angemessen hält und die Parteien zustimmen, zu einer direkten Konfrontation der Parteien 

über. Die Konfrontation ist obligatorisch, wenn beide Parteien dies wünschen.  

Der Vertrauensberater führt die Voruntersuchung innerhalb von 20 Tagen ab dem Datum der ersten Sitzung 

des Kollegiums durch. 

Das Kollegium bestimmt innerhalb von 20 Tagen nach Erhalt der vom Berater vorgelegten Voruntersuchung 

die in den geltenden Gesetzen, Vertrags- und Verordnungsbestimmungen vorgesehenen zweckdienlichen 

Maßnahmen zur Lösung des Falles und schlägt sie den zuständigen Stellen der Verwaltung vor.  



 

 

Die Untersuchung und Überprüfung der Berichte erfolgt mit der gebotenen Vorsicht, welche die Sensibilität 

der Berichte erfordert, und unter voller Einhaltung der Vertraulichkeitsverpflichtungen. 

 

Schutzklausel 
Während des Zeitraums, in dem die in den vorstehenden Absätzen genannten formlosen oder förmlichen 

Verfahren durchgeführt werden, wird unbeschadet der Verfahren, für die in den Vorschriften zwingend 

einzuhaltende Fristen vorgesehen sind, der Erlass und die Vollstreckung einer dem Klagegrund 

zuzurechnenden Maßnahme gegen den Antragsteller in der Regel ausgesetzt, es sei denn, die Maßnahme wird 

vom/von der Antragsteller/in - auch vorläufig - zur Annahme gegengezeichnet.  

Jegliche Form von Vergeltungsmaßnahmen gegen Personen, die ein in dieser Richtlinie genanntes Verhalten 

melden, ist verboten. Ähnliche Garantien gelten für alle Zeugen. Jeder Fall von direkter oder indirekter 

Vergeltung ist auch unter disziplinarischen Gesichtspunkten zu bewerten.  

 

Vertraulichkeit 
Alle Personen, die an der Bearbeitung der in dieser Richtlinie genannten Fälle beteiligt sind oder aus 

irgendeinem Grund davon Kenntnis erlangen, sind verpflichtet, die geltenden Bestimmungen zum Schutz der 

Vertraulichkeit personenbezogener Daten einzuhalten. 

 

Aufwendungen 
Die hier vorgesehenen Aufgaben und Tätigkeiten des Vertrauensberaters und des Kollegiums werden 

unentgeltlich ausgeführt, da keine direkte oder indirekte Vergütung oder Erstattung vorgesehen ist.  

 

Endgültige Regelungen 
Diese Politik bezieht sich auf die bestehenden nationalen und EU-Rechtsvorschriften über Chancengleichheit, 

organisatorisches Wohlergehen, Diskriminierung, Belästigung und Mobbing am Arbeitsplatz.  

Um eine möglichst weite Verbreitung dieser Politik und ihrer Änderungen zu gewährleisten, wird sie im 

Intranet des Unternehmens für alle Mitarbeitenden der Unternehmen der Faravelli-Gruppe veröffentlicht. 

 

VERTRAULICHKEIT BEI DER BEARBEITUNG VON MELDUNGEN 
Jedes Unternehmen der Gruppe muss sicherstellen, dass alle Personen, die in jeder Phase des Verfahrens in 

welcher Funktion auch immer beteiligt sind, vertraulich und diskret handeln, indem sie die ihnen zur Kenntnis 

gebrachten Tatsachen und Nachrichten geheim halten.  

Selbstverständlich bleibt die Verpflichtung, gegebenenfalls vor den zuständigen Zivil- und/oder Strafgerichten 

auszusagen, bestehen.  

Insbesondere müssen diejenigen, welche die Meldung wegen Belästigung erhalten, diejenigen, die das 

Disziplinarverfahren leiten, diejenigen, die direkt von dem Vorfall betroffen sind, diejenigen, die als Zeugen 

aussagen, und alle Beteiligten davon absehen, Informationen an Personen weiterzugeben, die nicht in den Fall 

involviert sind, und sich verpflichten, die Privatsphäre der betroffenen Personen zu respektieren und den 

Vorfall generell vertraulich zu behandeln. Bei nachgewiesenen Verstößen gegen die Vertraulichkeit werden 

disziplinarische Maßnahmen ergriffen.  



 

 

 

BERICHTERSTATTUNG ÜBER NICHT EXISTIERENDE FAKTEN 
Diejenigen, die nicht existierende Fakten melden, werden disziplinarisch bestraft. 

Falsche Anschuldigungen werden in keiner Weise geduldet und ziehen disziplinarische Konsequenzen nach 

sich. 

Sollte sich die Beschwerde als unbegründet erweisen, kann die Direktion Maßnahmen zur Rehabilitierung der 

beschuldigten Person ergreifen.  

 

PRÄVENTIONS-, SCHULUNGS- UND INFORMATIONSMASSNAHMEN 
 

Jedes Unternehmen der Gruppe ist verpflichtet:  

• die möglichen Ursachen des Phänomens zu ermitteln und zu beseitigen, wenn der zuständige Arzt 

Arbeitsbedingungen, organisatorische und verwaltungstechnische Faktoren meldet, die eine Quelle für 

beruflichen Stress sein oder zu Verfolgung und/oder Gewalt führen können;  

• eine Überwachungsmaßnahme für die tatsächliche Umsetzung dieser Politik einleiten und etwaige 

Ergänzungen oder Änderungen vorsehen; 

• eine Organisationskultur zu verbreiten, die sich der Ernsthaftigkeit von Diskriminierung und Belästigung 

sowie der individuellen und gesellschaftlichen Folgen solcher Handlungen bewusst ist;  

• Förderung des Zusammenhalts und der Solidarität unter den Mitarbeitenden durch eine spezifische 

Kenntnis der Rollen und der zwischenmenschlichen Dynamik innerhalb der Büros, auch um die 

Wiederherstellung der Motivation und der Zuneigung des Personals zum Arbeitsumfeld zu fördern.  

Jedes Unternehmen der Gruppe wird dafür sorgen, dass diese Politik den Mitarbeitenden zur Kenntnis 

gebracht wird und dass die Meldeverfahren bekannt sind und verstanden werden. Vor allem müssen die 

Arbeitnehmenden klare und verständliche Informationen und Schulungen erhalten: 

- Kanäle für die Übermittlung interner Meldungen; 

- die Adressen, an die Mitteilungen geschickt werden sollen; 

- die Personen, die mit der Prüfung und Bewertung des Berichts betraut sind, und die 

Funktionsgruppe, die mit der Ermittlung von Lösungsmöglichkeiten für das Problem beauftragt ist; 

- die Notwendigkeit einer kurzen, aber präzisen Beschreibung der erlittenen Diskriminierung 

und/oder Belästigung, des eigenen Namens und einer Adresse, unter der man später kontaktiert 

werden kann; 

- es besteht jedoch das Recht, jedes Verhalten bei den Justizbehörden anzuzeigen. 

 

VERARBEITUNG VON PERSONENBEZOGENEN DATEN 
Die Daten werden ausschließlich für die in diesem Verfahren angegebenen Zwecke unter Einhaltung der 

Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 

sowie der Bestimmungen des Gesetzesdekrets Nr. 196 vom 30. Juni 2003, in der Fassung des Gesetzesdekrets 

Nr. 101 vom 10. August 2018, gemäß der Bekanntmachung ex Art. 13 und 14 der Europäischen Verordnung 

679/16, die dieser Richtlinie beigefügt ist, verarbeitet. 



 

 

VERBREITUNG DER POLITIK 
Diese Richtlinie wird bei der Einstellung und an alle Mitarbeitenden der einzelnen Unternehmen der Gruppe 

verteilt, die sich verpflichten, sie einzuhalten.  

 

 


